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Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant,  
 
nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und 
Wirtschaftsrecht für Sie zusammengestellt.  
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Inflationsausgleichsprämie zur Abgel-
tung von Überstunden 

Die steuer- und sozialversicherungsfreie Inflati-
onsausgleichsprämie kann unter bestimmten Vo-
raussetzungen zur Abgeltung von Überstunden 
genutzt werden. Dies hat das Bundesfinanzminis-
terium (BMF) in seinen FAQ zur Inflationsaus-
gleichsprämie kürzlich klargestellt. 
 
Hintergrund: Freiwillige Leistungen des Arbeitge-
bers, die dieser zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn gewährt, können bis zu einem 
Betrag von 3.000 € steuer- und sozialversiche-
rungsfrei im Zeitraum vom 26.10.2022 bis zum 
31.12.2024 gewährt werden. Auch eine sukzessive 
Auszahlung in mehreren Teilstücken ist möglich. 
Die Arbeitgeberleistung kann in Form von Barzu-
schüssen oder Sachzuwendungen gewährt wer-
den. Bei mehreren Arbeitsverhältnissen bei unter-
schiedlichen Arbeitgebern können Steuerpflichtige 
die Bonusleistungen auch mehrfach steuer- und 
sozialversicherungsfrei beziehen. Die Zahlung 
muss im Lohnkonto dokumentiert werden. Einge-
führt wurde die Inflationsausgleichsprämie Ende 
letzten Jahres mit dem „Gesetz zur temporären 
Senkung des Umsatzsteuersatzes auf Gasliefe-
rungen über das Erdgasnetz“, s. hierzu auch un-
sere Mandanten-Information 1/2023. 
 
Das BMF hat nun klargestellt, dass die Inflations-
ausgleichsprämie unter Umständen auch dazu ge-
nutzt werden kann, Arbeitnehmern ihre Überstun-
den steuer- und sozialabgabenfrei zu vergüten. 
Voraussetzung ist, dass im Zeitpunkt der Verein-
barung oder der Zusage der Sonderzahlung kein 
Anspruch des Arbeitnehmers auf eine Vergü-
tung von Überstunden besteht (also lediglich die 
Möglichkeit des Freizeitausgleichs gegeben ist). 
Wurde die Auszahlung von Überstunden dagegen 
von vornherein vertraglich – auch alternativ zum 
Freizeitausgleich – zwischen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer vereinbart, kann die Inflationsaus-
gleichsprämie nicht genutzt werden, da sie dann 
nicht zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn geleistet wird. Ebenfalls nicht genutzt 
werden kann die Inflationsausgleichsprämie im 
Fall der Gehaltsumwandlung oder bei einem Ent-
geltverzicht. 
 
Hinweis: Weitere Informationen zur Inflationsaus-
gleichsprämie hat das BMF auf seiner Internet-
seite veröffentlicht. 
 

Mieterabfindung bei Sanierung 
Vermieter kann Mieterabfindung sofort als 
Werbungskosten absetzen 
 
Wenn ein Mietobjekt umfassend saniert werden 
soll, bieten Vermieter ihren Mietern mitunter 

Abfindungen für die vorzeitige Kündigung des 
Mietvertrags und die Räumung der Wohnung an. 
Solche Mieterabfindungen sind für den Vermieter 
zwar kostspielig, die Sanierung eines „entmiete-
ten“ Hauses geht dafür dann aber häufig schneller 
und unkomplizierter vonstatten. Denn bei den 
Bauarbeiten muss keine Rücksicht mehr auf die 
Belange der Mieter genommen werden. Der Bun-
desfinanzhof hat entschieden, dass Vermieter ge-
zahlte Mieterabfindungen sofort als Werbungskos-
ten abziehen dürfen. Solche Abfindungen gehören 
nicht zu den baulichen Maßnahmen. Die Entmie-
tung ist kein Teil der Instandsetzung oder Moder-
nisierung der Gebäudesubstanz. 
 

Meldepflicht bei einem Erbanfall von 
Grundstücken oder Grundstücksteilen 

Aus aktuellem Anlass weisen wir auf eine Anzei-
gepflicht in bestimmten Erb- und Schenkungsfäl-
len hin (§ 30 ErbStG). Unter anderem hat durch 
die Erben eine Erbanzeige an das Finanzamt zu 
erfolgen, wenn Grundvermögen geerbt wird. Die 
Frist für die Anzeige an das Finanzamt beträgt drei 
Monate. Wir können bei Bedarf das Schreiben für 
Sie erstellen oder ein Musterschreiben für Sie zur 
Verfügung stellen. Bitte sprechen Sie uns unver-
züglich an, wenn Sie Empfänger einer Schenkung 
oder Erbe sind, damit eine Erbanzeige gestellt 
werden oder ob ggfs. unter bestimmten Umstän-
den darauf verzichtet werden kann.  
 
Ist jedoch von vornherein zweifelsfrei, dass der Er-
werb z.B. wegen hoher Freibeträge steuerfrei blei-
ben wird, so wird man eine Anzeige nicht verlan-
gen können. 
 

Grundsatzurteil 
Gewinne aus dem Verkauf von Kryptowäh-
rungen sind steuerpflichtig 
 
Manche Spekulanten haben mit Kryptowährungen 
wie Bitcoin oder Ethereum erhebliche Kursge-
winne eingefahren. Ein solcher Fall hat den Bun-
desfinanzhof (BFH) beschäftigt: Der Kläger hatte 
Kryptowährungen - unter anderem Bitcoins, 
Ethereum und Monero - privat erworben, ge-
tauscht und wieder veräußert. Daraus hatte er im 
Jahr 2017 einen Gewinn in Höhe von insgesamt 
3,4 Mio. € erzielt, den das Finanzamt der Einkom-
mensteuer unterwarf. 
 
Der BFH hat die Steuerpflicht bestätigt: Veräuße-
rungsgewinne, die ein Spekulant innerhalb eines 
Jahres aus dem Verkauf oder dem Tausch von 
Kryptowährungen erzielt, müssen als privates Ver-
äußerungsgeschäft versteuert werden. Nach An-
sicht des BFH stellen virtuelle Währungen (Cur-
rency oder Payment Token) ein „anderes Wirt-
schaftsgut“ im Sinne der Regelungen zu privaten 
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Veräußerungsgeschäften dar. Der Begriff des 
Wirtschaftsguts ist weit zu fassen. Er beinhaltet 
neben Sachen und Rechten auch tatsächliche Zu-
stände sowie konkrete Möglichkeiten und Vorteile, 
deren Erlangung sich ein Steuerzahler etwas kos-
ten lässt und die nach der Verkehrsauffassung ei-
ner gesonderten selbständigen Bewertung zu-
gänglich sind. Laut BFH erfüllen virtuelle Währun-
gen diese Voraussetzungen. 
 
Bitcoin, Ethereum und Monero sind wirtschaftlich 
betrachtet als Zahlungsmittel anzusehen. Sie wer-
den auf Handelsplattformen und Börsen gehan-
delt, haben einen Kurswert und können für direkt 
zwischen Beteiligten abzuwickelnde Zahlungsvor-
gänge verwendet werden. Technische Details vir-
tueller Währungen sind für die Eigenschaft als 
Wirtschaftsgut nicht von Bedeutung. Erfolgen An-
schaffung und Veräußerung oder Tausch der To-
ken innerhalb eines Jahres, unterliegen daraus er-
zielte Gewinne oder Verluste daher im Ergebnis 
der Besteuerung.  
 
Hinweis: Die realisierten Wertzuwächse sind 
demnach genau wie beim Verkauf von Goldbar-
ren, Oldtimern oder Kunstwerken als „sonstige 
Einkünfte“ zu versteuern. Unerheblich ist, ob der 
Gewinn durch einen Verkauf von Coins, das Be-
zahlen beim Onlineshopping oder den Umtausch 
in eine andere Kryptowährung erzielt wird. Da sich 
der Gewinn aus dem Veräußerungspreis abzüg-
lich der Anschaffungs- und der Veräußerungskos-
ten errechnet, sollten Anleger Anschaffungs- und 
Veräußerungsvorgänge unbedingt dokumentieren 
(z.B. in einem Transaktionstagebuch). 
 

Übungsleiter-Freibetrag 
Tätigkeit in Impf- und Testzentren ist be-
günstigt 
 
Im Kampf gegen die Corona-Pandemie haben 
sich viele ehrenamtliche Helfer nebenberuflich in 
Impfzentren und mobilen Teams engagiert. Perso-
nen, die im Impfbereich tätig waren, können für 
ihre daraus erzielten Einnahmen in den Jahren 
2020 bis einschließlich 2023 den Übungsleiter- 
Freibetrag beanspruchen. Er beträgt in den Jah-
ren 2021, 2022 und 2023 je 3.000 € (2020: 2.400 
€). Bis zu diesem Betrag bleiben alle Einkünfte aus 
dem nebenberuflichen Engagement steuerfrei. Er-
fasst werden alle Tätigkeiten in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit der Impfung, so etwa auch zur 
Vor- und Nachbereitung der Impfungen, der Re-
gistrierung der zu impfenden Personen, der Auf-
bereitung des Impfstoffs, der Dokumentation der 
Impfungen und der Überwachung der geimpften 
Personen. 
 
Wer nebenberuflich in der Verwaltung oder Orga-
nisation von Impfzentren gearbeitet hat (z.B. in der 

Impfzentrenleitung oder im Sicherheitsmanage-
ment), kann die Ehrenamtspauschale von 840 € 
jährlich (2020: 720 €) abziehen. 
 
Diese Abzugsgrundsätze gelten analog auch für 
eine in den Jahren 2020 bis 2023 ausgeübte ne-
benberufliche Tätigkeit in Corona-Testzentren: 
Wer hier bei der Durchführung der Tests oder bei 
deren Vor- und Nachbereitung (z.B. Personenre-
gistrierung, Dokumentation) geholfen hat, kann 
den Übungsleiter-Freibetrag beanspruchen, für 
andere Tätigkeiten kann gegebenenfalls die Eh-
renamtspauschale in Betracht kommen. 
 

Aufmerksamkeiten 
Sachgeschenk des Arbeitgebers nach be-
standener Prüfung lohnsteuerfrei 
 
Sachleistungen des Arbeitgebers, die im gesell-
schaftlichen Verkehr üblicherweise ausgetauscht 
werden und zu keiner ins Gewicht fallenden Berei-
cherung des Arbeitnehmers führen, gehören als 
bloße Aufmerksamkeiten nicht zum Arbeitslohn. 
Aufmerksamkeiten sind Sachzuwendungen bis zu 
einem Wert von 60 € (z.B. Blumen, Genussmittel, 
ein Buch oder ein Tonträger), die dem Arbeitneh-
mer oder in seinem Haushalt lebenden Angehöri-
gen aus Anlass eines besonderen persönlichen 
Ereignisses zugewendet werden. 
 
Auch Sachgeschenke des Arbeitgebers nach be-
standener Prüfung sind nicht zwingend Arbeits-
lohn, sondern können eine nicht zu besteuernde 
Aufmerksamkeit darstellen. Das hat die Finanz-
verwaltung kürzlich im amtlichen Lohnsteuer- 
Handbuch 2023 klargestellt. 
 
Beispiel: Ein Auszubildender erhält von seinem 
Arbeitgeber nach bestandener Abschlussprüfung 
ein Buchgeschenk im Wert von 45 €. Hier liegt 
eine nicht zu besteuernde Aufmerksamkeit vor, da 
der Wert der Sachzuwendung 60 € nicht über-
steigt. Unmaßgeblich ist, dass das besondere per-
sönliche Ereignis im beruflichen Bereich eingetre-
ten ist. 
 
Hinweis: Bei freiwilligen Geldzuwendungen des 
Arbeitgebers an einzelne Arbeitnehmer ist aller-
dings Vorsicht geboten. Nach der Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs sind solche Zuwendungen 
(z.B. Lehrabschlussprämien) immer als Arbeits-
lohn zu behandeln. Das gilt auch dann, wenn sie 
dem Arbeitnehmer anlässlich besonderer persön-
licher Ereignisse zugewendet werden. 
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Niedrigzinsphase 
Säumniszuschläge von 12 % pro Jahr sind 
rechtens 
 
Auf Druck des Bundesverfassungsgerichts hat der 
Gesetzgeber den Zinssatz für Nachzahlungs- und 
Erstattungszinsen von 6 % auf 1,8 % pro Jahr ge-
senkt. Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass 
gegen die Höhe von Säumniszuschlägen keine 
solchen verfassungsrechtlichen Bedenken beste-
hen. Während die Zinsen einen Ausgleich für die 
Kapitalnutzung darstellen, sollen Säumniszu-
schläge in erster Linie ein Druckmittel sein, um fäl-
lige Steuerzahlungen durchzusetzen. Die Höhe 
der Säumniszuschläge ist auch in einer Niedrig-
zinsphase nicht anzupassen. 
 
Hinweis: Säumniszuschläge werden bei nicht 
rechtzeitiger Zahlung fälliger Steuern oder einer 
zurückzuzahlenden Steuervergütung erhoben. 
Das Finanzamt berechnet für jeden angefangenen 
Monat der Säumnis einen Zuschlag von 1 % des 
rückständigen Steuerbetrags, so dass übers Jahr 
ein Zuschlag von 12 % des Rückstands auflaufen 
kann. 
 

Steuersparmodell 
Nutzung betrieblicher Smartphones nach 
Besitzerwechsel steuerfrei 
 
Von jedem Euro einer Gehaltserhöhung geht oft 
mehr als die Hälfte für Steuern und Sozialabgaben 
ab. Die Arbeitsparteien können diese Abzüge ver-
meiden, indem sie steuerbegünstigte oder steuer-
freie Gehaltsbestandteile vereinbaren. Eine Mög-
lichkeit: Vorteile, die einem Arbeitnehmer aus der 
privaten Nutzung von betrieblichen Datenverarbei-
tungs- oder Telekommunikationseinrichtungen 
(PCs, Laptops, Smartphones, Tablets) erwach-
sen, sind steuerfrei. 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun eine interes-
sante Steuergestaltungsmöglichkeit abgesegnet: 
Im verhandelten Fall hatten die Arbeitnehmer ihre 
privaten Handys zunächst für einen symbolischen 
Preis von 1 € bis 6 € an ihren Arbeitgeber verkauft. 
Dieser stellte den Arbeitnehmern die Geräte an-
schließend wieder als betriebliche Telekommuni-
kationsgeräte für die private und dienstliche Nut-
zung zur Verfügung. Er übernahm die Kosten für 
die laufenden Mobilfunkverträge der Arbeitnehmer 
(gedeckelter Höchstbetrag nach ergänzender Ver-
einbarung zum Arbeitsvertrag). Die Kostenüber-
nahme erstreckte sich auch auf den Aufwand für 
Wartung und Reparaturen. Die Überlassung der 
Geräte war an das Bestehen des Arbeitsverhält-
nisses geknüpft. 
 
Das Finanzamt beurteilte den vorherigen Ankauf 
der privaten Handys als steuerlichen 

Gestaltungsmissbrauch. Die Kostenerstattung 
führe daher zu steuerpflichtigem Arbeitslohn. Der 
BFH hat jedoch entschieden, dass die Kosten-
übernahme durch den Arbeitgeber steuerfrei zu 
belassen war. Die Handys waren durch den Ver-
kauf an den Arbeitgeber betriebliche Telekommu-
nikationsgeräte, da der Arbeitgeber deren zivil-
rechtlicher Eigentümer geworden war. Die Handys 
waren den Arbeitnehmern auch nicht aufgrund ei-
ner Sonderrechtsbeziehung weiterhin zuzurech-
nen. Entscheidend war, dass die Handys nach 
dem Ende des Arbeitsverhältnisses an den Arbeit-
geber herauszugeben waren. Letzterer trug als Ei-
gentümer auch das Risiko, dass die Geräte be-
schädigt wurden oder „untergingen“. Den Arbeit-
nehmern war der Gebrauch der Geräte nur wäh-
rend des aktiven Arbeitsverhältnisses gestattet. 
 
Laut BFH bestanden keine Anzeichen für ein un-
wirksames Scheingeschäft. Zwischen den Ver-
tragspartnern hatte Einigkeit über den Eigentums-
übergang bestanden. Ferner lag kein Missbrauch 
von rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten vor. Der 
niedrige Kaufpreis der Geräte vermochte einen 
solchen Missbrauch nach Auffassung des BFH 
nicht zu begründen. 
 

Türkei/Syrien 
Unterstützungsleistungen an Erdbebenop-
fer leicht absetzbar 
 
Für Privatpersonen und Unternehmen, die die Op-
fer der Erdbebenkatastrophe in der Türkei und in 
Syrien unterstützen, gelten gelockerte Vorausset-
zungen für den Spendenabzug. Das Bundesfi-
nanzministerium hat Regelungen für vom 06.02. 
bis zum 31.12.2023 erbrachte Unterstützungsleis-
tungen getroffen. Für Spenden auf Sonderkonten, 
Arbeitslohn- und Sachspenden, die Unterstützung 
betroffener Arbeitnehmer, Spenden und Hilfsakti-
onen steuerbegünstigter Körperschaften sowie 
Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen gelten 
steuerliche Erleichterungen. 
 
Hinweis: Wir informieren Sie gerne ausführlich 
über diese steuerlichen Maßnahmen. 
 

Gesetzgebung 
Onlineverkäufe und -vermietungen ab 2023 
werden dem Fiskus gemeldet 
 
Betreiber von digitalen Plattformen als Marktplätze 
sind seit diesem Jahr verpflichtet, die Geschäfts-
aktivitäten ihrer Nutzer an das Bundeszentralamt 
für Steuern zu melden, das die Daten dann an die 
Finanzämter weiterleitet. Diese Meldepflicht geht 
auf das Plattformen-Steuertransparenzgesetz zu-
rück, mit dem Deutschland eine entsprechende 
EU-Richtlinie umsetzt. Die erste Übermittlung für 
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den Meldezeitraum 2023 ist im Januar 2024 
durchzuführen. 
 
Plattformen wie Airbnb oder eBay müssen dann 
Dienstleistungs- und Veräußerungsgeschäfte so-
wie die Vermietung von Immobilien professioneller 
und privater Anbieter melden. Hierbei gilt jedoch 
eine Bagatellgrenze von 30 Transaktionen pro 
Plattform und Jahr mit Einnahmen von insgesamt 
unter 2.000 €. Wer in diesem geringfügigen Rah-
men auf Onlineplattformen tätig ist, wird also nicht 
gemeldet. 
 
Hinweis: Ob Verkaufs- oder Vermietungsaktivitä-
ten auf Onlineplattformen in die Steuerpflicht füh-
ren, hängt vom Einzelfall ab. Wir beraten Sie 
gerne dazu. Ebenso prüfen wir für Sie, ob in der 
Vergangenheit erzielte Einkünfte nacherklärt wer-
den müssen und möglicherweise eine strafbefrei-
ende Selbstanzeige eingelegt werden sollte 
 

Krankheitskosten 
Welche Nachweise Patienten bei außerge-
wöhnlichen Belastungen brauchen 
 
Bei außergewöhnlichen Belastungen stellt sich all-
jährlich im Rahmen der Einkommensteuererklä-
rung die Frage, was abziehbar ist und welche Be-
lege erforderlich sind, damit der Abzug gelingt. 
Wer Arztbesuche, Krankenhausaufenthalte oder 
Medikamente aus eigener Tasche zahlt, kann die 
Kosten häufig als außergewöhnliche Belastungen 
abziehen. Als Faustregel gilt hier: Je lockerer von 
außen betrachtet der Zusammenhang zwischen 
den geltend gemachten Kosten und der Krankheit 
erscheint, desto strenger sind die Nachweispflich-
ten, die der Fiskus dem Steuerzahler auferlegt.  
 
Nach dieser Logik gelten für Krankheitskosten drei 
Nachweisstufen: 

· Bei Kosten für übliche medizinische Be-
handlungen (z.B. eine Wurzel- oder Kari-
esbehandlung beim Zahnarzt) zeigen sich 
die Finanzämter am großzügigsten. Die 
hierbei entstehenden Kosten müssen 
dem Fiskus nicht in besonderer Form 
nachgewiesen werden. In der Regel ge-
nügt es, wenn der Steuerzahler dem Fi-
nanzamt die Arztrechnung vorlegt. 

· Strenger geht es bei Kosten für Medika-
mente, Hörgeräte, Brillen oder Prothesen 
zu. Sie werden nur anerkannt, wenn dem 
Finanzamt die entsprechende Verord-
nung eines Arztes oder Heilpraktikers vor-
gelegt wird. Bei chronischen Krankheiten 
muss dieser Nachweis allerdings nur ein-
mal zu Beginn erbracht werden. Auch bei 
Brillen gibt es eine Erleichterung: Hat ein 
Augenarzt bereits festgestellt, dass der 
Steuerzahler eine Brille tragen muss, 

genügt dem Finanzamt in späteren Jah-
ren die Sehschärfenbestimmung eines 
Augenoptikers als steuerlicher Nachweis. 

· Die strengsten Nachweisregeln gelten für 
Bade- und Heilkuren, psychotherapeuti-
sche Behandlungen, die auswärtige Un-
terbringung von Kindern mit Legasthenie 
(oder einer anderen Einschränkung bzw. 
Behinderung), medizinische Hilfsmittel 
wie Gesundheitsschuhe oder Magnetmat-
ratzen und wissenschaftlich nicht aner-
kannte Behandlungsmethoden (z.B. 
Sauerstofftherapien oder Frischzellenbe-
handlungen). All diese Kosten dürfen nur 
dann als außergewöhnliche Belastungen 
abgezogen werden, wenn der Steuerzah-
ler vorab ein Gutachten des Amtsarztes 
oder eine Bescheinigung eines medizini-
schen Dienstes der Krankenversicherung 
eingeholt hat. 
 

Hinweis: Die erforderlichen Nachweise müssen 
Steuerzahler nicht direkt der Einkommensteuerer-
klärung beifügen. Es genügt, sie lediglich auf An-
forderung des Finanzamts nachzureichen („Beleg-
vorhaltepflicht“). 
 

Ergänzungsabgabe 
Solidaritätszuschlag als verfassungsgemäß 
eingestuft 
 
Seit 1991 müssen Steuerzahler den Solidaritäts-
zuschlag zahlen. Eingeführt wurde die ursprüng-
lich befristete Ergänzungsabgabe zur Einkom-
men- und Körperschaftsteuer unter anderem, um 
die Kosten der deutschen Einheit zu finanzieren. 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat kürzlich entschie-
den, dass die Erhebung des Solidaritätszuschlags 
in den Jahren 2020 und 2021 noch verfassungs-
gemäß war. 
 
Geklagt hatten Eheleute, die sich unter anderem 
auf das Auslaufen der Aufbauhilfen für die neuen 
Bundesländer im Jahr 2019 berufen hatten. Ihrer 
Ansicht nach durfte der Solidaritätszuschlag als 
Ergänzungsabgabe nur zur Abdeckung von Be-
darfsspitzen erhoben werden und sein Ausnahme-
charakter verbietet eine dauerhafte Erhebung. Zu-
dem sahen sie sich in ihren Grundrechten verletzt, 
da der Solidaritätszuschlag seit 2021 als ver-
kappte „Reichensteuer“ wirke. 
 
Hinweis: Seit 2021 betrifft der Solidaritätszuschlag 
nur noch Besserverdienende und ist für 90 % der 
Lohn- und Einkommensteuerzahler entfallen. 
Denn der Zuschlag wird erst erhoben, wenn die 
Einkommensteuer pro Jahr bei mehr als 16.956 € 
(Ledige) bzw. 33.912 € (Paare bei Zusammenver-
anlagung) liegt. Im Steuerjahr 2022 fällt der Soli-
daritätszuschlag erst ab einem zu versteuernden 



Seite 6 von 7 
 
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
                       Frühauf & Kollegen Steuerberatungsgesellschaft mbH  – Georgstr. 21 – 31515 Wunstorf – Tel.: 05031-3375 / Fax: - 4232 

  

Einkommen von 62.603 € (Ledige) bzw. 125.206 
€ (Zusammenveranlagte) an. 
 
Der BFH hat die Bedenken der Kläger nicht geteilt. 
Eine Ergänzungsabgabe wie der Solidaritäts-zu-
schlag muss nicht von vornherein befristet wer-
den. Die Rechtfertigung als Ergänzungsabgabe 
bestand laut BFH zum Jahresende 2019 fort. In 
den Jahren 2020 und 2021 war ebenfalls ein wie-
dervereinigungsbedingter Finanzbedarf des Bun-
des gegeben, unter anderem im Bereich der Ren-
tenversicherung und des Arbeitsmarkts. Mit dem 
Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszu-
schlags wurde deutlich, dass der Gesetzgeber 
den Zuschlag nicht unbegrenzt erheben will. 
 

Steuertipp 
Sonderabschreibung von 5% pro Jahr wie-
der eingeführt 
 
hatte der Gesetzgeber bereits im Jahr 2019 eine 
Sonderabschreibung von bis zu 5 % pro Jahr ein-
geführt, die für die ersten vier Jahre ab Fertigstel-
lung neben der regulären Abschreibung bean-
sprucht werden konnte. Diese Förderung galt aber 
nur, wenn der Bauantrag in den Jahren 2019 bis 
2021 gestellt bzw. die Bauanzeige in diesem Zeit-
raum getätigt wurde. Mit Beginn des Jahres 2022 
war für Neubauprojekte somit keine Sonderab-
schreibung mehr möglich. 
 
Mit dem Jahressteuergesetz 2022 hat der Gesetz-
geber die Sonderabschreibung in modifizierter 
Form wieder eingeführt und an die Einhaltung be-
stimmter Gebäudeeffizienzvorgaben gekoppelt. 
Die neuen Förderregelungen gelten für Baumaß-
nahmen, bei denen der Bauantrag in den Jahren 
2023 bis 2026 gestellt oder eine Bauanzeige in 
diesem Zeitraum getätigt wurde. Wie bei der Vor-
gängerregelung darf in den ersten vier Jahren ne-
ben der regulären Abschreibung eine Sonderab-
schreibung von 5 % pro Jahr abgezogen werden. 
Die neu errichtete Wohnung muss dafür in einem 
Gebäude liegen, das die Kriterien für ein „Effizi-
enzhaus 40“ mit Nachhaltigkeitsklasse/Effizienz-
gebäude- Stufe 40 erfüllt. Nachgewiesen werden 
muss dies durch das „Qualitätssiegel Nachhalti-
ges Gebäude“ (QNG). 
 
Die Anschaffungs- und Herstellungskosten dürfen 
zudem 4.800 € pro qm Wohnfläche nicht überstei-
gen. In der früheren Regelung lag diese Baukos-
tenobergrenze noch bei 3.000 €. Als Bemes-
sungsgrundlage für die Sonderabschreibung dür-
fen maximal 2.500 € pro qm Wohnfläche ange-
setzt werden (damals 2.000 €). 
 
Hinweis: Die Baukostenobergrenze (4.800 €) ist 
nicht mit der Förderhöchstgrenze (2.500 €) zu ver-
wechseln, denn Erstere entscheidet über das „Ob“ 

der Förderung, während Letztere nur die Höhe der 
Abschreibung deckelt. 
 

Bitte überprüfen Sie jetzt Ihre Freistel-
lungsaufträge! 

 
Inländische Banken und Kreditinstitute sind ver-
pflichtet, 25 % Abgeltungsteuer auf private Kapi-
talerträge einzubehalten und an die Finanzbehör-
den abzuführen. Anlegern steht allerdings ein jähr-
licher Sparerpauschbetrag zu, bis zu dessen Höhe 
vom Steuereinbehalt abgesehen wird. Der 
Pauschbetrag wurde zum 01.01.2023 von 801 € 
auf 1.000 € pro Person erhöht. Zusammenveran-
lagten Personen steht der doppelte Betrag zu, ab 
2023 also 2.000 €. 
 
Sparer können den Sparerpauschbetrag über 
Freistellungsaufträge auf ihre Banken verteilen. 
Die jeweilige Bank stellt die Zinsen dann bis zum 
beantragten Betrag, maximal bis zur Höhe des 
Sparerpauschbetrags, von der Abgeltungsteuer 
frei. Der Sparerpauschbetrag gilt nicht pro Bank, 
sondern für alle vom Kapitalanleger erzielten Ka-
pitalerträge eines Jahres. 
 
Um die Erhöhung zum 01.01.2023 technisch mög-
lichst einfach umzusetzen, haben Banken die be-
stehenden Freistellungsaufträge einfach prozen-
tual erhöht. Somit müssen Bankkunden nicht zwin-
gend tätig werden, wenn sie bereits Freistellungs-
aufträge erteilt haben. Bereits erteilte Freistel-
lungsaufträge sollten aber von Zeit zu Zeit auf ihre 
Höhe hin überprüft und geändert werden, sofern 
sich die erzielten Erträge bei den jeweiligen Ban-
ken „verschoben“ haben. Sind die Freistellungs-
aufträge nicht passgenau auf die Banken verteilt, 
kommt es mitunter zu einem unnötigen Abgeltung-
steuereinbehalt, so dass der Anleger sich später 
die zu viel gezahlte Steuer über die Einkommen-
steuererklärung zurückholen muss. Dieser Auf-
wand kann vermieden werden, wenn die Freistel-
lungsaufträge von vornherein passgenau auf die 
Zinszuflüsse bei den einzelnen Banken zuge-
schnitten wurden. 
 
Wer häufiger die Bank wechselt, um sich den 
höchsten Zinssatz zu sichern oder von Neukun-
denangeboten zu profitieren, sollte ebenfalls aktiv 
werden: Der freigestellte Betrag bei der bisherigen 
Bank sollte auf die tatsächlichen Einnahmen her-
absetzt und der neuen Bank ein Freistellungsauf-
trag über den noch nicht ausgenutzten Sparer-
pauschbetrag erteilt werden. 
 
Hinweis: Die Freistellungsaufträge lassen sich in 
der Regel online bei den Banken anpassen. Spa-
rer sollten wissen, dass die Summe aller erteilten 
Freistellungsaufträge eines Jahres nicht höher 
sein darf als der einem Sparer insgesamt 
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zustehende Pauschbetrag. Wer seine Freistel-
lungsaufträge nicht korrekt verteilt hat, muss mit 
kritischen Rückfragen des Finanzamts rechnen, 
denn seit dem Jahr 2000 melden die Banken die 
Höhe der freigestellten Erträge jährlich an die Fi-
nanzverwaltung 
 

Steuerpflicht von Prämien aus der sog. 
Treibhausgasminderungs-Quote 

 
Halter von reinen Elektroautos können im sog. 
Treibhausgasminderungs-Quotenhandel seit dem 
Jahr 2022 die CO2-Emissionseinsparung, welche 
durch den Antrieb mit Strom statt fossiler Kraft-
stoffe entsteht, dem Handel mit sog. Treibhaus-
gasminderungs-Quoten anbieten und dadurch 
Prämienzahlungen erhalten. Das Bundesfinanz-
ministerium (BMF) hat sich nun zur steuerlichen 
Behandlung der Prämienzahlungen geäußert. 
 
Folgende Fallgruppen sind zu unterscheiden: 
Das Fahrzeug gehört zum Betriebsvermögen: Er-
haltene Zahlungen sind Betriebseinnahmen und 
damit als Teil des Gewinns steuerpflichtig. 
Das Fahrzeug ist im Privatvermögen: Der Erlös 
aus dem Verkauf der THG-Quote ist keiner Ein-
kunftsart zuzuordnen. Erhaltene Zahlungen sind 
daher „privat“ und unterliegen nicht der Einkom-
mensteuer. 
 
Bei einem Dienstwagen gilt Folgendes: 
n Bei der Überlassung des Dienstwagens an Ar-

beitnehmer ist regelmäßig der Arbeitgeber der 
Fahrzeughalter. Die Prämie steht dann dem Ar-
beitgeber zu. Lohnsteuerliche Konsequenzen für 
den Arbeitnehmer ergeben sich nicht. 

n Anders verhält es sich in den (Sonder-)Fällen, in 
denen der Arbeitnehmer die Prämie verein-
nahmt, weil er Halter des Fahrzeuges ist oder 
weil der Arbeitgeber als Fahrzeughalter dem Ar-
beitnehmer eine Bestätigung für den Quotenhan-
del erteilt hat. Hier liegt steuerpflichtiger Arbeits-
lohn vor. 

 

Hinweis: Unabhängig davon, wer die Prämie er-
hält, gilt für die Dienstwagenbesteuerung: Wird die 
sog. Fahrtenbuchmethode angewendet oder greift 
die sog. Kostendeckelung, mindert die Prämie die 
Gesamtkosten des Fahrzeuges und reduziert da-
mit in diesen Fällen den steuerpflichtigen Nut-
zungsvorteil aus der Fahrzeugüberlassung. 

 

Verlustausgleich zwischen Eheleuten 
jetzt über die Steuererklärung möglich 

 
Der Ehestand ist hierzulande zwar mit Steuervor-
teilen wie dem Ehegattensplitting verbunden, für 

eine ehegattenübergreifende Verrechnung von 
Gewinnen und Verlusten aus Kapitaleinkünften 
gab es bisher aber erhebliche Einschränkungen: 
Ehegatten und eingetragene Lebenspartner, die 
zur Zusammenveranlagung berechtigt und Kun-
den bei ein und derselben Bank waren, konnten 
bislang nur mit einem gemeinsamen Freistellungs-
auftrag eine Verlustverrechnung zum Jahresende 
erreichen. In diesem Fall hatten die Geldinstitute 
die Gewinne und Verluste über alle dort einzeln  
oder gemeinschaftlich geführten Konten und De-
pots automatisch zwischen den Ehegatten bzw. 
Lebenspartnern verrechnet. 
 
Nicht möglich war bisher allerdings ein nachträgli-
cher Verlustausgleich im Zuge der Einkommen-
steuererklärung, wenn kein gemeinsamer Freistel-
lungsauftrag vorlag oder die Depots bei verschie-
denen Geldinstituten unterhalten wurden. Wenn 
der eine Ehegatte auf seine Gewinne Abgeltungs-
teuer abzuführen hatte, konnte diese nicht durch 
die Verluste des anderen Ehegatten gesenkt oder 
ausgeglichen werden. Der Gesetzgeber hat die-
ses Manko im Rahmen des Jahressteuergesetzes 
2022 behoben: Die ehegattenübergreifende Ver-
lustverrechnung von Kapitaleinkünften derselben 
Art ist rückwirkend ab dem Veranlagungsjahr 2022 
möglich. Zum Verlustausgleich berechtigt sind da-
mit neuerdings auch Eheleute und Lebenspartner, 
die keinen gemeinsamen Freistellungsauftrag ha-
ben oder ihre Depots bei verschiedenen Geldinsti-
tuten unterhalten. 
 
Hinweis: Damit die Verlustverrechnung praktisch 
umgesetzt werden kann, brauchen Ehegatten und 
Lebenspartner, die jeweils eigene Depots führen, 
eine Jahressteuerbescheinigung von ihrer Depot-
bank. Die auf dieser Bescheinigung aufgeführten 
nicht ausgeglichenen Verluste können dann im 
Rahmen der Einkommensteuererklärung festge-
stellt und mit positiven Erträgen des Ehepartners 
steuersparend verrechnet werden. Dies kann zu 
einer Steuergutschrift im Einkommensteuerbe-
scheid führen, wenn das Geldinstitut zuvor Kapi-
talertragsteuer, Kirchensteuer und Soli für die Ge-
winne eines Ehepartners eingezogen hat. 
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